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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

  
Tagesordnung I Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 12. September 2007

Vorlagen-Nr. 07-F-25-0092

Ausgleichszahlungen im Bergkirchenviertel
-Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 
04.09.2007-

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, 

1. dem Ausschuss das Gutachten des Herrn Prof. Hagedorn und die Rechengrundlage der 
Gesellschaft für Stadtentwicklung und Städtebau in Worms (GSW) kurz vorzustellen;

2. dem Ausschuss die Rechtsauffassung bezüglich der Ausgleichszahlungen im 
Bergkirchenviertel der Landeshauptstadt Wiesbaden darzustellen;

3. dem Ausschuss die von der Stadt bisher ergriffenen Maßnahmen und das von ihr geplante 
weitere Vorgehen zu erläutern;

4. zu berichten, auf welchen Betrag sich ggf. die Ausgleichszahlungen in Summe brutto 
belaufen bzw. abzüglich a) der Aufwendungen für die GSW, b) der Aufwendungen für das 
Gutachten des Herrn Prof. Hagedorn, c) der Aufwendungen für das von der Stadt in Auftrag 
gegebene Rechtsgutachten, d) der anteiligen Abflüsse an die Zuschussgeber Land Hessen 
und Bund.

Beschluss Nr. 0294

Der Antrag wird angenommen.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .09.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Horschler
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .09.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .09.2007
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Dezernat V
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme Dr. Müller

Oberbürgermeister
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